
Aktenzeichen:

Ä_BKeJÄ51„„„_ I m N a m e n d e s V o_l k e s

'Verkündet ’» ' In_Sa°hen
am 19. August 1964 ' - ' . « » - » . . . . ._. , . . ‚ . .

‘ Beklagten und Revisionsklägerih,

g e g e n

‘ . . ' . . l 0 0 l . . 0 0 0 o D . . | 0 .

Kläger■ü■d'Revisionsbeklagten,>

hat der 5. Senat des Bundessozialgefichts

auf die mündliche Verhandlung vom 19. Au—

gust 1964, an aer'mitgewirkt habenv
Buhdesrichter' R i c h t e r

—als Vorsitzender,

die Bunäesrichter Dr.‚ L a n g k e i t
und - .“ Dr. S cih u b e‘r t

‚sowie j V‘
die Bundessoäialriehter E &

r n a r d t

und
‘_

‘ ‘ _'Dr.‚ F e t‘z e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht_erkannt:_

'Die Revision der.Beklagten_gegen das Urteil
des Sozialgerichts Kassel vom 14. November

1960 wird zurückgewieéen.

Ausgergerichte Kosten des Revisionsverfah—

rens sind nicht zu erstatten.

V o n R e c h t s w e g e n .
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I.
Der minderjährige Hans—Jürgen V&gx- befand sich' seit 1_952

_auf_Kosten des _klagenden Lande3wohlfahrtsverbandes im

’Landesaufnahmeheim_Idstein-1m_■aunus_1n_Fursorgeer21e-

hung. Im April'1955 wär'bei-dem*Jugendiichen‘eine zahn—
ärztliche Behandlung notwendig, äie, Weil die Anstalt

keine -zahnärztliche Behandlungsstation unterhält, ausser—
halb des Heimes bei einem frei praktizierenden Zahnarzt
durchgeführt wuräe. _Ausserdem musste der Minderjährige

im 2 Quartal 1955 einen Facharzt 'für Hals—, Nasen— und
Ohrenkrankheiten wegen eines Mittelehrkatarrh's aufsu-
chen. Diese Behandlung konnt e ebenfalls nieht in der

Anstalt _stattfinden.

Der Kläger forderte den bei der beklagten Allgemeinen
'Ortskrankenkasse (AOK) krankenversicherten Vater des

Minderjährigen auf, bei dieser für die zahnärztliche
Behandlung einen Zuweisungsschein zu beantragen. Den

Behandlungsscheinfür denFacharztfür Hals—,Nasen—“
und 0hrénkrankheiten beantragte das Erziehungsheim
Idsfein unmittelbär bei der Beklagten. '

Mit Bescheid vom
19.

Dezember 1955 lehnte diese die
Ausstellung von Behandlungsscheinen sowohl für den
Zahnarzt' als 'auch für den_Facharzt ab, weil nach den
55 218, 216 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsversicherungsord—

nung (nvo)'jede Krankenhilfe für Hans;Jurgenvage für
'die Daue_r seiner Unterbringung in einer Erz1ehungsan—

stalt run e. Bei der Anwendung dieser Vorschriften komme

es nur darauf_an‚ dass der nnsPruchsberechtigte_auf

Kosten der öffentlichen Fürsorge untergebracht'sei.

Zwar habe das Reichsversicherungsamt (BVA) in der
Grundsätgl1cheh Entseheidung (GE)_ Nr. 5441 vom_ 7 Au—
gust 1941 (AN 1941, 362) die Auffassung vertreten, dass

das- Ruhen der Kranken■ilfe gemäss 5 216 Abs° 1 EVO re-

...}-
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gelmäsSig dann nicht in Betracht komme, wenn und
solange sich der Berechtigte während der Dauer der

Fürsorgeerziehung nieht in der Fürsorgeerziehungs-

anstalt, sondern in einem damit nicht zusammenhän-

genden Krankenhaus aufhalte. Für das BVA sei aber
{in seinem Fälle die Tat3a0he entscheidend gewesen,

dass die Fürsorgeerziehung durch die Unterbringung
des Zöglings in einem Krankenhaus ausserhalb der

—Anstalt unterbrochen gewesen sei. Von einer sol—

chen Unterbrechung könne indes nicht gesprochen
werden,_wenn spezialärztliche ambulante Behandlung

ausserhalb der Anstalt erforderlich sei. Folge man
der gegenteiligen Auffassung, so wäre die Fürsorge—

erziehung auch dann unterbrochen, wenn der Anstalte-

arzt einmal aus-Gründen, die von dem Krankenversi—
cherungsträger nicht Zu vertreten seien, nicht zu
erreichen sei und deshalb ein Arzt ausserhalb der

Anstalt in Anspruch genommenwerden müsste.

Dem Widerspruch des Klägers gab die Beklagte mit
ihrem Widerspruchsbescheid

vom 30. Januar 1956

aus den bereits in ihrem Bescheid dargelegten Grün-

den nicht statt.

Auf die dagegen vovaläger erhobene Klage hat das

Sozialgericht (SG) Kassel die Beklagte unter Auf—

hebung des Bescheides vom 19. Dezember1955 und des'
Widerspruchsbescheides vom 30. Januar 1956 antrags—l

gemäss verurteilt, die Behandlungskosten im Rahmen
der Familienvaraieherung

zu übernehmen. Zur Begrün—

dung hat es im wesentlichen ausgeführt. Die GE Nr.

5441 beträfe zwar einen Rechtsstreit, in dem der

Anstaltsaufenthalt durch die notwendig gewordene

Krankenhauspflege ausserhalb der Anstalt unterbro-

chen war, so dass das Ruhen der Krankenhilfe gemäss
5 216Abs. 1 Nr. 1 eve ohnehinnieht in Betracht
komme. Diese Ruhensvorschrift könne je■oeh bei sinn—
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_4_

voller-Auslegung unter Berücksichtigung-der amtlichen
Begründung auch dann_ nicht angewandt werden, wenn die
notwendige ambulante Behandlung in der Anstalt nicht

durchgeführt werden könne, weil entsprechende Hinrich—'

tunge'n nicht vorhanden seien. Nach der amt1iéhen Be—

gründung solhen durch @'216 Abs° 1 Nr„ 1 BVG Doppel-
leistungen vermieden‚werden° Die Insassen der in dieser
Vorschrift genannten Anstalten erhielten die Kranken—

hilfe 1m allgemeinen durch den Ahstaltsarzt, und es
bestehe daher in der Regel kein Bedürfnis nach_ einer
weiteren Krankenfürsorge aus

Kassen111tte‘ln° Die Kran—;

kenka53en hätten aber dann' einzutreten,_wenn ausnahms+

weise der Anstaltsarzt die ärztliche'Betreuung nicht
übernehmen könne. Dieser Sachverhalt.$éi im vorliegen—
den Felle gegeben. Die Anstalt des_Klägers‚ in der sich

der Minderjährige befinde, gewähre den Insaséen rcgele
mäesié'Krankenhilfe‚ sie habe aber weder eine Station
für Zahnbehandlung noch sei der Anstaltsarzt in der Le—

ge, besondere fachärztliehe Leistungen
zu erbringen°

Wollte man der Auffassung der Beklagten felgen, _so

würde man damit einen Rückgriff3ansprucn gegenübe1 dem'
Zum Unterhalt verpflichteten Vater schaffen, was - wie

das EVA zu Recht ausführe f sozial unbefriedigend wäre°
Der Vater des Minderjährigen ginge damit der Vorteile

der Familienvérsichernng verlustig. Dass der Gesetz—

geber dies nicht beabsichtigt habe, gehe deutlich aus

der‘amtliChen Begründung éu @216 Abs. 1 Nr. 1_evo here
vor.

Das SG hat die Berufüng nach 5 150 Nr. 1 des Sozialge-
richtsgeäet2es (SGS) zugelassen. Die Beklagte hat mit
Einwilligung des Klägers Sprungrevision eingelegt mit

dem Antrage‚ '
‘ ' ' '

.das Urteil des SG Kassel vom
141 November

1960 aufzuhehen und die Klage abzuweiseri°

..5-_
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Sie rügt unrichtige Anwendung des 5 216 Abs. 1 Nr; 1

RVO‚ Bei der GENr..5441 müsse besondere Bedeutung
auf das Wort "untergebracht" gelegt werden. Unter-
bringung bedeute neben einem längeren Verweilen

auch die Gewährung von Verpflegung und Unterkunft,

d.h. der Begriff der Unterbringung sei räumlich zu
verstehen„ Es sei hierzu erforderlich, dass der Be—

rechtigte sich in der Anstalt regelmässig aufhalte

und dort seine Unterkunft habe. Diese Unterbringung

werde andererseits nach allgemeiner Rechtsauffase

sung nicht schon dadurch unterbrochen, dass sich

der Untergebrachte vorübergehend und für kurze Zeit

aus dem Anstaltsbereich entferne, wenn er nur - ins—

besondere zur Nachtzeit — Zu ihm zurückkehre.

Hans—Jürgen Vägxasei zur Zeit der Inanspruchnahme
der fachärztlichen und zahnärztlichen Behandlung

,zweifellbs in der Fürsorgeérziehungsanstalt unter—
gebracht gewesen. Seine Unterbringung sei durch das

Aufsuchen des Zahnarztes und des Facharztes nicht
unterbrochen worden. Wenn aber der Tatbestand der
Unterbringung in einer Fürsorgeerziehungsanstalt

zur Zeit der Inanspruchnahme der Behandlung vorge—
legen habe, ruhe nach 5 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO jede
Krankenhilfe. Die Auffassung des SG, weil entspre-
chende Einrichtungen nicht vorhanden seien, müssten

“die für spezialärztliche Behandlungen entstehenden'

Kosten von den Krankenkas$en getragen werden, ver—
—stosse gegen den eindeutigen Wortlaut des 5 216
Abs. 1 Nr. 1 BVG}

‚Der Kläger beantragt,

die SpTungrevision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für Zutreffend.
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_ 5 _

II.

Die 501m— und fristgerecht—eingelegte und nach 5 161

1.v;m. 55 144 Abs. 1, 150 Nr. 1 des Sozialgerichts—
gesetzes -(SGG) statthafte SprungreVieion ist nicht be—

gründet.

Nach5:215Abs._1Nr. 1 nvo ruht die Ktankenhilfe, so—
lange der Berechtigte eine Freiheitsstrafe verbüßt oder
sich in Untersuchungshaft befindet oder in einem Arbeits«

haus oder einem Asyl, in SicherheitSVerwanrung oder in
eine? Fürsorgeerziehungsenstalt untergebracht ist; Nach
5 218 RVG gilt diese Vorschrift entsprechend “für die‚
berechtigten Familienm1tglieder".

Dass das Erziehungsheim Idstein unter_den hier verwen—
deten Begriff der Fürs0rgeerziehüngsanstelt fällt, kann
nicht Zweifelhaft sein. Soweit es sich_e wie hier — um

öffentlich—rechtliche Anstalten'handelt, setzt der Staat
oder der Kommunälverband die Bedingungen für die Be—

nutzung der Anstalten feet. 891 nicht öffentlichen An—
stalten werden die Aufnahmebedingungén entweder durch
allgemeine Vereinbarungen zwischen der Aüfsichtsochörde '
und der Anstaltsle1tungr getroffen, oder es ist ein

31nzelerz1ehungsvertrag abzusehliessen (vgl. Petrykus‚
Ju3ehdwohlfehrtsgesetz, & 70 RJWGAnm. 3 b). Die staat—

lichen und kommunalen, also öffentlich—rechtlichen

Anstalten Stellen auf jeden Fall Fürsorgeerziehungar
en$teltenimSinneaeg5'215I113.'1Nr. 1 RVOcare
Nach _dem Wortlaut dieser Vorschrlft _ruht bei den dort
erwähnten Unterbr1ngungen eines Ver31cherten oder eines
anderen, für den Fam1119nhllfe (5% 205, 205 & EVO) in
Anspruch genommen werden kann (& 218 EVO), "die Klan-
kenhilfe". Mit Recht hat jedoch das SG diese Rubens—

vorschrift nicht dahin verstanden, daSs damit für die

in Fureorgeerz1ehungeanstalten untergebrachten Fürsorge—

- 7 -
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- 7 _

zöglinge jede Krankenhilfe ruhe° Wie das EVA in der >
genannten GE Nr; 5441 ausgeführt_hat‚ sollen nach. '

der amtlichen Begründung zur RVGdurch 5 216 Abs° 1
Nr. 1 RVG nur

Doppelleistungen vermieden werden°

'Solche Doppelleiatungen kommennicht in Betracht,

wenn der Fürsorgezögling nicht in einer Anstalt,
sondern in einer Familie untergebracht ist. Die
Insassen der in 5 216 Abs. 1 Nr° 1 RVG genannten

Anstalten erhalten die Krankenhilfe jedoch regel-
mässig bereits durch den Anstaltsar2t. Es besteht
daher kein Bedürfnis nach einer weiteren Kranken—

fürsorge aus'Ka'ssenmitteln° Die Krankenkassen haben

deshalb nur.einzutreten, wenn ausnahmsweise der An—

staltsarzt die ärztliche Betreuung nicht übernehmen

kann und daher dem Träger der Anstalt besondere Ko—

sten bei der Erkrankung erwachsen würdens(zu Vgla
die Begründung S„ 163, 164 zu 5 228 des Entwurfs

zur RVG). Deshalb hat das BVA in der GE Nr. 5441
ausgesprOChen‚ dass das Ruben der Krankenhilfe ge—
mäss @216 Abs. 1 Nr. 1 BVGregelmässig nicht in '
Betracht kommt, solange der-Berechtigte während der
Dauer der Fürsorgeerziehung nicht in der Fürsorge—

erziehungsanstalt selbst, sondern in einem damit

nicht zusammenhängenden Krankenhaus untergebracht let.

Der damit ausgesprochene Grundsatz kann jedoch nicht

auf den Fall der Unterbrechung der Anstaltsunter-

bringung durch einen Aufenthalt im Krankenhaus bee
schränkt werden, vielmehr ist er auch anzuwenden,

wenndie Fürsorgeerziehungsanstält einen bestimmte;
fachärztliche oder zahnärztliche.■ehandlung nieht er-
bringen kann, weil sie nicht zu den von der Anstalt
zu gewährenden Leistungen gehört° kuch.hier entstehen

dem Träger der Anstalt bei der Erkrankung des Berechtig—

ten zusätzliche K°Ste■■ Andererseits genies3t der Untere
gebrachte aber vielfaCh VersicherungSSchutz‚ sei es, weil

er selbst versichert iSt, sei es, weil rar ihn ein An—

+8—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 -

spruch auf Familienhilfe nach 5 205 RVG besteht.
In die9en Fällen ist kein Grund.vorhanden‚ die

Krankenkassen von ihrer ge3etzlichen Leistungspflicht

zu entbinden‚ Andernfällé® könnte die für die Fürsor-
geerziehüng zuständige Behörde wegen der von ihr ge—
tragenen Behandlungskosten einen Rückgriff gegen den

zum Unterhalt verpflichteten Vater des Zöglinge nehmen.
1Ein solches Ergebnis wäre aber unbefriedigend‚ weil

dadurch der versicherte Vater des Kindes ohne Grund
die Vorteile der Familienhilfe verlieren würde, die

“ihm grundsätzlich für sein Kind zusteht. ‘

ba imübrigendie rechtliehenVoraussetzungenfür den
geltend gemachten—Ansprucherfüllt Sind, Hans—Jürgen
Väjg;insbesondere unterhaltsbereohtigt im Sinne desv
& é05 RVG wär, und sein Vater bei der beklagten AOK
bei Eintritt der Versicherungsfälle versichert war,

ist das angefochtene Urteil zu bestätigen.

Die Kostenentscheiduhg beruht auf % 193 SGG.
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